Wahlprüfsteine LAG





Im Vorfeld der Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im September 2006 fragen wir Sie:





1.	Berlin unternimmt große Anstrengungen, den ÖPNV barrierefrei zu gestalten. Dennoch wird es noch Jahre dauern, bis eine vollkommene Barrierefreiheit erreicht ist. Bis dahin muss die Mobi�lität von Menschen mit Behinderungen gesichert werden. Außerdem gibt es viele Menschen mit Behinderung, die auch einen barrierefreien ÖPNV nicht nutzen können.�Welche Vorstellungen haben Sie, den Sonderfahrdienst für Menschen mit Behinderung zu er�halten, der für die Nutzer auch bezahlbar ist?


�Der Sonderfahrdienst bleibt erhalten (im LGBG verankert) und wird auch in den nächsten Haushaltsplan eingestellt. Die durch das auch von der SPD immer wieder kritisierte viel zu langwierige Verfahren der Neustrukturierung evtl.  verursachten Mehrkosten, die ab 1.7.06 zum Tragen kommen können, dürfen nicht zu Lasten der Nutzerinnen und Nutzer gehen.  Erforderlich ist eine Zielvereinbarung mit dem neuen Betreiber der Regie, in der Qualitäts�kriterien festgeschrieben werden müssen. Ein integriertes Mobilitätskonzept bleibt weiterhin unser Ziel. Eine weitere Erhöhung der Eigenbeteiligung lehnt die SPD ab.  Die bisherige Ehrenamtsregelung und der Umgang mit dem Härtefallfonds werden überprüft. Der Verwal�tungsaufwand soll ggf. im Sinne einer Kontingentlösung deutlich vermindert werden.  





2. 	Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass die Freifahrtregelung im ÖPNV für schwerstbehinderte Menschen ohne Abstriche erhalten bleibt?





So wie die SPD auf Bundesebene in der Rot-Grünen Regierung dafür gesorgt hat, dass die Freifahrten im Fern- und Regionalverkehr erhalten bleiben, so wird sich die SPD selbstver�ständlich dafür einsetzen, dass dies auch im Berliner ÖPNV die Regel bleibt, d.h. das das bestehende System (geringe Zuzahlung oder Steuerbefreiung beim PKW) erhalten bleibt.. 





3.	§ 51 der Berliner Bauordnung beinhaltet die Barrierefreiheit beim Bauen. Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass es weniger Ausnahmen bei Um- und Erweiterungsbauten gibt?





Bei Bauaufträgen durch das Land erfolgt die Kontrolle unter Einbeziehung des Landes�beauftragten für Behinderte, die Einhaltung des Prinzips der Barrierefreiheit ist eine Selbst�verständlichkeit, für die sich die SPD einsetzt. Im novellierten LGBG werden erstmalig die Bezirksbeiräte verankert. Ihnen und den Bezirksbeauftragten kommt nach der Änderung der Bauordnugn eine erhöhte Bedeutung zu. Die meisten Anträge auf Ausnahmen betreffen die Bezirke. Hier gilt es vor allem auch die Fraktionen der BVVs zu sensibilisieren und für eine Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeirat zu gewinnen (falls nicht schon erfolgt).





4.	Ein erheblicher Teil der Berliner Arztpraxen ist nicht barrierefrei zugänglich bzw. ausgestattet. Das betrifft insbesondere die meisten Spezialpraxen. Zwischen dem Zulassungsrecht, nach dem bei Übernahme einer Praxis diese in den bisherigen Räumen fortgeführt werden muss, und der Berliner Bauordnung, die für öffentlich zugängliche Einrichtungen Barrierefreiheit vor�schreibt, besteht ein großer Widerspruch.�Was wollen Sie tun, damit die ärztliche Versorgung von über 20.000 Menschen im Rollstuhl in Berlin gesichert wird?


�Die Berliner SPD wird die Fraktion im Bundestag dazu auffordern, zu prüfen, ob das Zulassungsrecht im Sinne des neuen Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes geändert werden muss. In Berlin wird sie deshalb das Gespräch mit der Kassenärztlichen Vereini�gung suchen, um hier zu Veränderungen zu kommen. Dazu gehört auch eine Werbekam�pagne für Barrierefreiheit. Es soll geprüft werden, ob bei Praxisumbau mit dem Ziel der Barrierefreiheit evtl. günstige Kredite der IBB vergeben werden können, da mit dem Umbau ein öffentliches Interesse erfüllt wird. Außerdem werden wir den Ausbau der ambulanten Versorgung auch in den Krankenhäusern (die ja barrierefrei sind) fördern, um die Angebots�breite zu erhöhen. Das Informationssystem über die bereits vorhandenen barrierefreien Arztpraxen muss dringend erweitert werden.


5.	Werden Sie sich nach der Wahl dafür einsetzen, dass das Landespflegegeld für blinde und hochgradig seh�behinderte Menschen als einkommens- und vermögensunabhängiger Nachteils�ausgleich ohne Abstriche erhalten bleibt?


�Ja, da die Angleichung an andere Bundesländer durch die bereits erfolgte Kürzung, erreicht wurde. 





6.	Es kommt in Berlin immer wieder zu Ungleichbehandlungen bei der Beantragung von Landes�pflegegeld – Bearbeitungszeiten, Gutachterkriterien und auch die Kompetenz der Sachbearbei�ter variieren von Bezirk zu Bezirk. Werden Sie sich nach der Wahl für die Einrichtung einer zen�tralen Landespflegegeldstelle einsetzen?


�Hier sollten zunächst die Erfahrungen mit dem Fallmanagement in der Eingliederungshilfe (Modellsozialamt 2005) abgewartet werden. Sollte sich zeigen, dass die besser qualifizier�ten Fallmanager diesen Missstand nicht beseitigen können, ist eine zentrale Stelle zu prüfen. Die Evaluation sollte Ende 2006/Anfang 2007  erfolgen. Die Senatsverwaltung für Soziales sollte eine AV mit verbindlichen Kriterien für alle Bezirke  erlassen.





7.	Die medizinische Versorgung hochgradig hörgeschädigter Menschen mit geeigneten Hörhilfen hat sich zusehends verschlechtert. Die von den Spitzenverbänden der Krankenkassen festge�legten Festbeträge sind derart niedrig bemessen, dass hochgradig Hörgeschädigte derzeit ei�nen vierstelligen Euro-Betrag für ihre Hörgeräte zuzahlen müssen. Die Versorgungslage für hochgradig Hörgeschädigte entpuppt sich zusehends als soziale Frage. Das Grundrecht auf Hören ist zu einer Frage des Geldes geworden, die Zwei-Klassen-Gesellschaft bei den Hörge�räteträgern zur Realität.�Was werden Sie tun, um die Unterversorgung bei Hörhilfen für hochgradig hörgeschädigte Menschen zu beenden und dafür zu sorgen, dass auch sie mit notwendigen und geeigneten Hilfsmitteln versorgt werden?


�Dies ist vor allem ein Thema der Bundespolitik, d.h. eine Aufgabe der Verhandlungen mit den Kassen hinsichtlich der Festbeträge. Für die AOK Berlin muss dies auch Aufgabe der zuständigen Senatsverwaltung sein. Zu prüfen ist, ob im Rahmen der Eingliederungshilfen höhere Zuzahlungen möglich sind.





8. 	Wird sich ihre Partei für einen verbesserten Informationszugang für gehörlose Zuschauer ein�setzen, z. B. für einen Gebärdensprachdolmetscher bei der Berliner Abendschau des RBB?


�Dies hat die SPD-Fraktion des Abgeordnetenhauses wiederholt mehrfach versucht. 





9.	Wird sich ihre Partei für den Einsatz von Gebärdensprachdolmetschern in Krankenhäusern, z. B. bei den ärztlichen Visiten, Schwangerschaftsberatungen, vor und nach Operationen und in den Notaufnahmen stark machen?


�Wir werden uns dafür einsetzen, dass im landeseigenen Krankenhausbetrieb Vivantes und an den Standorten der Charité bei Bedarf ein/e Gebärdensprachdolmetscher/in zur Verfü�gung steht. Mit den anderen Krankenhausträgern führt die zuständige Senatsverwaltung entsprechende Gespräche und legt insgesamt die Kriterien für den Einsatz fest.





10. In welcher Form setzen Sie sich nach der Wahl dafür ein, dass ein Präventionsgesetz die Be�lange chronisch kranker und behinderter Menschen im Sinne der Sekundär- und Tertiärpräven�tion berücksichtigt?


�Die Berliner SPD wird sich auch nach der Wahl unverändert für ein Präventionsgesetz auf Bundesebene einsetzen. 





11. Was werden Sie tun, um die Prävention von Krebserkrankungen zu verbessern?


�Die Einführung des Mamascreenings sowie die Beteiligung des Landes Berlin am Krebs�register ist bereits beschlossen. Für die Wahrnehmung der anderen zur Verfügung stehen�den Vorsorgeuntersuchungen wird weiter geworben (im Rahmen des ÖGD).





12. Die Selbsthilfeorganisationen haben den Vorschlag eingebracht, im Land Berlin ein unabhängi�ges Informa�tionssystem im Bezug auf die Entwicklung von Qualitätskriterien für eine optimale medizinische Versorgung aufzubauen. Inwieweit würden Sie diesen Vorschlag unterstützen und wie sehen Ihre Vorstellungen dazu aus?


�Die SPD unterstützt den Vorschlag, ein unabhängiges Informationssystem aufzubauen, um Qualitätskriterien für die medizinische Versorgung zu entwickeln. Nicht zuletzt die Artikel�serie des Tagesspiegels zur Gesundheitsstadt Berlin hat die Notwendigkeit und öffentliche Akzeptanz eines solchen Vergleichs gezeigt. Politik und Verwaltung sollten gemeinsam mit den Trägern die Errichtung eines unabhängigen Informationssystems vorantreiben.





13. Die Verbesserung der Qualität in der Versorgung rheumakranker Menschen bleibt eine ge�meinsame Aufgabe von Politik, Selbstverwaltung und Selbsthilfe. In welcher Form setzen Sie sich dafür ein, dass auch in der kommenden Wahlperiode die Anliegen rheumakranker Men�schen berücksichtigt werden?


�Wir werden auch weiterhin die Arbeit der Rheumaliga unterstützen und uns dafür einsetzen, dass die integrierte Versorgung in den Berliner Krankenhäusern einschließlich der Zusam�menarbeit mit den einschlägigen spezialisierten Rehazentren ausgebaut wird. Die Früh�erkennung im Kindesalter wollen wir fördern.





14.	Die durch Zecken übertragbare Lyme-Borreliose ist eine der schwersten Infektionskrankheiten. Sie ähnelt im Krankheitsbild der Syphilis, ist aber in der Diagnostik und Behandlung weitaus komplexer. Einige wenige Ärzte, die sich um das Krankheitsbild bemühen, bekommen regelmä�ßig Schwierigkeiten mit der kassen�ärztlichen Vereinigung wegen Budgetüberschreitung. Diese Ärzte brauchen dringend eine Zulassung als Praxisbesonderheit. Da die Krankheit meist viel zu spät diagnostiziert wird, nimmt sie sehr häufig einen ver�hängnisvollen Verlauf. Die Folgen sind dauernde Arbeitsunfähigkeit, frühzeitige Berentung und Pflege�bedürftigkeit.�Wie wollen Sie die Selbsthilfe in ihrem Kampf gegen diese Krankheit und für eine zuverlässige ärztliche Versorgung unterstützen?





Hinsichtlich der Zulassung für Praxisbesonderheit werden wir Gespräche mit der Kassen�ärztlichen Vereinigung führen. Außerdem wollen wir prüfen, ob ein Zentrum bei Vivantes (in einer der Kliniken) möglich ist. 





15. Was wollen Sie tun, um zu verhindern, dass immer mehr Menschen ihren Versicherungsschutz in der Krankenversicherung verlieren und wie wollen Sie sichern, dass die medizinische Versor�gung weiterhin allen Menschen offen steht? Welche Maßnahmen wollen Sie für diejenigen Menschen einleiten, die ihren Versicherungsschutz bereits verloren haben?


�Es handelt sich um eine Angelegenheit der Bundesgesetzgebung, so dass gesetzgeberisch in Bezug auf die Mitgliedschaft in der GKV im Land Berlin nichts veranlasst werden kann. Wie aber bereits im Bericht des Petitionsausschusses deutlich gemacht wurde, soll das Problem im Zuge der Reform der Arbeitsmarktgesetzgebung auf der Bundesebene gelöst werden. Im übrigen steht auf Landesebene � wenn auch nur subsidiär � der ÖGD zur Verfügung.





16. Mit dem Modellprojekt zum �trägerübergreifenden persönlichen Budget� unterstützt das Land Berlin das Interesse behinderter Menschen an einer selbstbestimmten Gestaltung der von ih�nen benötigten persön�lichen Assistenz. Dem stehen zum einen die Einsparpläne im Bereich Hilfe zur Pflege und Eingliederungs�hilfe im Rahmen der Einführung des Modellsozialamtes 2005/2006 entgegen und zum anderen die unein�heitliche Bewilligungspraxis der Bezirksämter, die immer wieder den Eindruck von Willkür erweckt. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Hilfen bedarfsgerecht gewährt werden, d. h. in einem Umfang und einer Höhe, der behinderten Bürgerinnen und Bürgern eine selbstbestimmte Lebensführung ermöglicht?


�Das Modellsozialamt steht dem Persönlichen Budget nicht entgegen. Auf Drängen der SPD ist es als Bestandteil der möglichen Eingliederungshilfen ausdrücklich einbezogen und auch bei der Qualifizierung der Fallmanager verankert. Die Einsparungen pro Bezirk beziehen sich nicht auf Einzelleistungen, sondern die Gesamtsumme. Das Modellprojekt im Bezirk  Friedrichshain-Kreuzberg verläuft erfolgreich und bezieht auch Antragsteller in anderen Bezirken ein. Die Bewilligungspraxis kann bisher nicht uneinheitlich sein, da es bisher nur ein Ermessensanspruch ist und alle Antragsteller auf das Modellprojekt verwiesen werden. Wir werden uns dafür einsetzen, dass in allen Bezirken die Qualifizierung der Fallmanager so verläuft, dass sie das Persönliche Budget als Möglichkeit  der selbstbestimmten Lebens�führung ausdrücklich in ihre Arbeit als Fallmanager einbeziehen, seine Instrumente voll nutzen, um nach Einsetzen des Rechtsanspruches auch den Umfang so auszugestalten, dass der Anspruch des SGB IX erfüllt wird. Das Modellprojekt wird evaluiert. Danach sollten Verfahrensrichtlinien für alle Bezirke erlassen werden.





17.Wie gedenken Sie auch in Zukunft bewährte und gewachsene Beratungsangebote für behin�derte Menschen sicherzustellen und deren Finanzierung zu gewährleisten?


�Auch mit der Reform des ÖGD konnten alle Sinnesberatungsstellen , wenn auch regionali�siert, erhalten werden, obwohl dies keine Erbringungs- oder Gewährleistungsaufgabe des öffentlichen Gesundheitsdienstes ist. Dies wird erhalten bleiben. Außerdem werden wir uns für die Stärkung der Gemeinsamen Servicestellen nach SGB IX einsetzen und daraufhinwir�ken, dass die Wohlfahrtsverbände im Rahmen des LIGA-Vertrages ihre Angebote erhalten. Auch Sekis wird weiter unterstützt. 





18. Welche Landesprogramme werden Sie initiieren, um die Arbeitslosigkeit von Menschen mit Be�hinderung, vor allem jener über 50 Jahre, sinnvoll zu bekämpfen, damit auch behinderte Men�schen eine schnellere und umfassende Eingliederung und Teilhabe am Arbeitsleben sowie bes�sere Arbeitsbedingungen und somit optimale Partizipationschancen an der Arbeitswelt bekom�men?





Verbesserung der Betreuung in Jobcentern ist durch Beschlussempfehlung des Arbeitsaus�schusses bereits erfolgt. Hier muss weiter gearbeitet werden, damit z.B.  die Integrations�fachdienste von den Jobcentern einbezogen werden. Es muss auf Bundesebene erreicht werden, dass sie nicht länger aus der Ausgleichsabgabe durch das Versorgungsamt (LaGeSo) finanziert werden, sondern wieder durch den Reha-Träger, die Arbeitsagentur.�Bisher hat Berlin leider die Beteiligung Berliner Unternehmen am Bundesprogramm "Jobs ohne Barrieren" nicht unterstützt - hier wird die SPD sich einsetzen, da auch die neue Bun�desregierung dieses Programm fortsetzt. Das Land Berlin sollte sich auch für die Fort�setzung des Modellprojektes   �EnterAbility �Ohne Behinderung in die Selbständigkeit� einsetzen und prüfen, ob weiter Landesmittel möglich sind.





